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A) TEXTFESTSETZUNGEN 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung  (§ 9 (1) Nr. 1 und 15 BauGB i.V.m. § 1 (2) BauNVO) 

Im Plangebiet ist als Art der baulichen Nutzung "Allgemeines Wohngebiet" (WA) gemäß 
§ 4 BauNVO festgesetzt. 
 
Die unter § 4 (2) Nr. 3 BauNVO genannten Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke sind gemäß § 1 (5) BauNVO nicht zulässig. 
 
Die in § 4 (3) BauNVO unter Nr. 3 (Anlage für Verwaltungen), 4 (Gartenbaubetriebe) und 
Nr. 5 (Tankstellen) genannten Ausnahmen werden nicht Bestandteil des Bebauungsplans 
(§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO). 
 
 
2. Maß der baulichen Nutzung  (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und § 16 BauNVO) 

Die Zahl der Vollgeschosse ist mit Z=II als Höchstmaß festgesetzt. 
 
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,3 festgesetzt. Die Geschossflächenzahl (GFZ) be-
trägt 0,6 als Höchstmaß. 
 
Eine Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl um bis zu 50 vom Hundert mit Ne-
benanlagen im Sinne des §14 BauNVO sowie Garagen und Stellplätzen im Sinne des § 12 
BauNVO ist zulässig. 
 
 
3. Höhe baulicher Anlagen (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und § 16 BauNVO) 

Die Höhe der Gebäude wird durch die Festsetzung der maximal zulässigen Traufhöhe (TH), 
und Firsthöhe (FH) beschränkt. 
 
Die zulässige Firsthöhe beträgt maximal 10,50 m und maximale Traufhöhe 7,50 m.  
 
Für Nebengebäude, Garagen und Carports wird außerdem folgende Regelung getroffen: 

Die zulässige Firsthöhe beträgt maximal 4,00 m und maximale Traufhöhe 3,20 m.  

 
Unterer Bezugspunkt: 
Die Gebäudehöhe wird basierend auf dem Gebäudeschwerpunkt (Flächenschwerpunkt) 
der Gebäudegrundfläche zur nächstgelegenen Erschließungsstraßenachse (Mitte Straße) 
festgelegt. 
 
Als Gebäudeschwerpunkt gilt der Schnittpunkt der Diagonalen des flächenkleinsten Recht-
ecks, welches das als Einheit auftretende Gebäude umfasst. Untergeordnete Gebäudeteile 
(z.B. Garagenanbauten) sind bei der Festlegung dieses Rechtecks nicht zu berücksichti-
gen. 
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Oberer Bezugspunkt: 
Die Traufhöhe wird gemessen im Schnittpunkt zwischen der verlängerten Außenwandflä-
che und der Dachhaut des Gebäudes. Die Firsthöhe ist der höchste Punkt des Gebäudes 
ohne Aufbauten wie Antennen oder Solarpaneele. 
 

 
Bezug Gebäudehöhe zum Straßenniveau 
 
 
4. Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die offene Bauweise (o) gemäß 
§ 22 (2) BauNVO festgesetzt. Zulässig sind nur Einzelhäuser oder Doppelhäuser. 
 
 
5. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Garagen und Stellplätze im Sinne des 
§ 12 BauNVO sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO auch außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig. Dies gilt nur bis zur Flucht der rückwärtigen Bau-
grenze (Baugrenze straßenabgewandte Seite). 
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Beispielhafte Darstellung der Zulässigkeit von Garagen und Carports – Stellplätze sind auch unmit-
telbar an der Straße zulässig. 
 
Vor Garagen und Carports ist ein Stauraum von 5,0 m einzuhalten. 
 
 
6. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB) 

Im Plangebiet sind maximal 2 Wohnungen je Einzelhaus sowie 1 Wohnung je Doppelhaus-
hälfte zulässig. 
 
 
7. Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers (§ 9 (1) Nr. 26 BauGB) 

Die zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen erforderlichen Böschungen und Rü-
ckenstützen sind auf den angrenzenden Grundstücken entsprechend der Planurkunde zu 
dulden. 
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II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 (4) BauGB  i.V.m. § 88 (6) 
 LBauO) 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  (§ 88 (1) Nr. 1 LBauO) 

Bei der Gestaltung der Außenflächen der Gebäude sind hochglänzende oder spiegelnde 
Oberflächen (Glanzgrad > 30% DS/EN ISO 2813) sowie grellbunte Farben mit einer sehr 
hohen Farbsättigung unzulässig.  
 
 
2. Dachgestaltung (§ 88 (1) Nr. 1 LBauO) 

Die Dachneigung für Hauptgebäude ist für alle Dachformen mit einer Neigung von 15° bis 
48° festgesetzt. 
 
Dachaufbauten dürfen in ihrer Summe nicht mehr als 2/3 der jeweiligen Gebäudeseite 
(festgelegt über die Außenwände) einnehmen. Sie sind mit geneigtem Dach (15°-48°) 
auszuführen und so zu begrenzen, dass sie mindestens 0,6 m unterhalb der Firsthöhe 
enden. 
 

 
Beispielhafte Darstellung zur Umsetzung von Dachaufbauten – Front- und Seitenansicht 
 
Dachbegrünungen, Fotovoltaik-/Solaranlagen und andere Maßnahmen, die die Ökobilanz 
des Gebäudes verbessern, sind zulässig.  
 
Garagen, Carports und bauliche Nebenanlagen sind gemäß §14 (1) BauNVO in ihrer Dach-
form und –neigung frei. 
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3. Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke (§ 88 (1) Nr. 3 LBauO) 

Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind als Grünflächen oder gärtnerisch an-
zulegen. Versiegelungen sind auf ein Mindestmaß zu beschränken. Baugrundstücke sind 
zu mindestens 20% ihrer Gesamtfläche mit standortgerechten, heimischen Bäumen oder 
Sträuchern zu begrünen. Als Beispiele für geeignete Gehölze ist unter III 1. Eine Liste zu 
finden. 
 
 
4. Flächen mit Leitungsrechten (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB) 

Im Bereich von mit Leitungsrechten gekennzeichneten Flächen ist eine Bebauung unzuläs-
sig. Es ist ebenfalls unzulässig dort tiefwurzelnde Gehölze zu pflanzen. 
 
 
5. Zahl der notwendigen Stellplätze (§ 88 (1) Nr. 8 i.V.m. § 47 LBauO) 

Pro Wohneinheit sind mindestens drei Stellplätze auf der zugehörigen Grundstücksfläche 
nachzuweisen. 
 
 
 
 

III. Landschaftsplanerische Festsetzungen 

1. Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern (§ 9 (1) Nr. 25a BauGB) 

Bepflanzung von Baugrundstücken 
Die in der Planurkunde ausgewiesenen Flächen sind mit Bäumen und Sträuchern zu begrünen. 
Die Pflanzungen können auf die 20 % zu mit Bäumen oder Sträuchern zu bepflanzende Grund-
stücksfläche angerechnet werden. Ziel ist ein überwiegend geschlossener Bewuchs zur freien 
Landschaft hin. 
 
Im Folgenden sind zum Verständnis Beispiele angegeben. 
 
Bäume 1. Größenordnung 
Winterlinde    Tilia cordata 
Spitzahorn    Acer platanoides 
Bergahorn    Acer pseudoplatanus 
Stieleiche    Quercus robur 
 
Bäume 2. Größenordnung 
Hainbuche    Carpinus betulus 
Birke     Betula pendula 
Eberesche    Sorbus aucuparia 
Feldahorn    Acer campestre 
Pflaume    Prunus domestica 
Vogelkirsche    Prunus avium 
Apfel     Malus domestica 
 
Sträucher 
Zweigriffliger Weißdorn  Crataegus laevigata 
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Haselnuss    Corylus avellana 
Himbeere    Rubus idaeus 
Schlehe    Prunus spinosa 
Hundsrose    Rosa canina 
Roter Hartriegel   Cornus sanguinea 
Schwarzer Holunder   Sambucus nigra 
Gem. Felsenbirne   Amelanchir ovalis 
 

 

2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

Gebäudezuwege, Zufahrten, Hofflächen und Stellplätze sind mit versickerungsfähigen Be-
lägen (z.B. Poren- oder Rasenpflaster, Schotterrasen, großfugiges Pflaster, etc.) zu befes-
tigen. 
 
 
 
 

IV. Hinweise  

Versickerung des Oberflächenwassers 
Zum Schutz des Wasserhaushaltes im Sinne des § 1 Abs. 5 Ziff. 7 BauGB wird empfohlen, 
das unbelastete Regenwasser dezentral in Zisternen zu sammeln und als Brauchwasser 
(z. B. Gartenbewässerung, Toilettenspülung) zu verwenden. Das Oberflächenwasser ist 
über Rückhalteeinrichtungen gedrosselt abzuleiten. Unzulässig sind gezielte Versickerun-
gen über Rigolen, Rohre, Schächte, oder Sickergruben. 
 
Immissionsschutz 
Unmittelbar angrenzend zum Bebauungsplangebiet befinden sich landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen. Die Nutzung der Flächen erfolgt uneingeschränkt in Form von Ackerbau. 
Dies beinhaltet die An- und Abfahrt von Maschinen, den Bodenumbruch durch Pflügen, 
Düngung, Aussaat und Ernte sowie Pflanzenschutz. Die Nutzung stellt als bestand eine 
zumutbare Gebietsvorbelastung dar und ist im Rahmen des Gebots zur gegenseitigen 
Rücksichtnahme zu dulden. 
 
Baugrunduntersuchungen 
Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 
4020 Geotechnische Untersuchungen für bautechnische Zwecke, DIN EN 1997-1 und -2 
Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik sowie DIN 1054 Baugrund - Si-
cherheitsnachweise im Erd- und Grundbau - Ergänzende Regelungen zu DIN EN 1997-1) 
zu berücksichtigen. Für Neubauvorhaben oder größere An- und Umbauten (insbesondere 
mit Laständerung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen und die Einbezie-
hung eines Baugrundberaters bzw. Geotechnikers vorgeschlagen. Sollte bei den geplanten 
Bauvorhaben auf Indizien für Bergbau gestoßen werden, wird spätestens dann die Einbe-
ziehung eines Baugrundberaters bzw. Geotechnikers zu einer objektbezogenen Baugrund-
untersuchung empfohlen. 
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Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berück-
sichtigen. 
 
Maßnahmen zum Bodenschutz 
Der Oberboden sowie der kulturfähige Unterboden sollten entsprechend DIN 18915 gesi-
chert werden. Die Überdeckung des Bodens mit sterilem Erdreich ist nicht gewünscht. 
Gemäß DIN 18300 sollte anfallender Oberboden getrennt von anderen Bodenarten gela-
gert und vor Verdichtung geschützt werden, um eine Schädigung weitgehend zu vermei-
den. 
 
Anfallender Erdaushub hat, getrennt nach Ober- und Unterboden, nach Möglichkeit im 
Baugebiet zu verbleiben und ist dort wieder zu verwenden bzw. einzubauen (landschafts-
gestalterische Maßnahmen usw.). 
 
Radon 
Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem ein lokal hohes Radonpotential über 
einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt wurde. Es wird dringend empfohlen, orientierende 
Radonmessungen in der Bodenluft vorzunehmen, um festzustellen, ob und in welchem 
Ausmaß Baumaßnahmen der jeweiligen lokalen Situation angepasst werden sollen. Das 
Landesamt für Geologie und Bergbau bittet darum, die Ergebnisse mitzuteilen, damit diese 
in anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz 
beitragen. 
 
Studien des Landesamtes für Geologie und Bergbau haben ergeben, dass für Messungen 
im Gestein/Boden unbedingt Langzeitmessungen (ca. 3-4 Wochen) notwendig sind. Kurz-
zeitmessungen sind hierbei nicht geeignet, da die Menge des aus dem Boden entweichen-
den Radons in kurzen Zeiträumen sehr stark schwankt. Dafür sind insbesondere Witte-
rungseinflüsse wie Luftdruck, Windstärke, Niederschläge oder Temperatur verantwortlich. 
Nur so können aussagefähige Messergebnisse erzielt werden. Es wird deshalb empfohlen, 
die Messungen in einer Baugebietsfläche an mehreren Stellen, mindestens 6/ha, gleichzei-
tig durchzuführen. Die Anzahl kann aber in Abhängigkeit von der geologischen Situation 
auch höher sein. 
 
Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbüro aus-
geführt werden und dabei die folgenden Posten enthalten: 
- Begehung der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kriterien 
- Radon-gerechte, ca. 1 m tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei boden-

kundliche Aufnahme des Bohrgutes 
- fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter 
- Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur Ermitt-

lung der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jährlichen Radonver-
fügbarkeit 

- Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma) 
- Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen 

 
Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung der Radonmessung 
in der Bodenluft beantwortet gegebenenfalls das Landesamt für Geologie und Bergbau. 
Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radonsanierungen können 
dem „Radon-Handbuch“ des Bundesamts für Strahlenschutz entnommen werden. 
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Denkmalschutz 
Bei Erdarbeiten erkennbare Bodendenkmäler bzw. archäologische Funde (wie Mauern, Erd-
verfärbungen, Knochen- und Skelettteile, Gefäße oder Scherben, Münzen und Eisenge-
genstände usw.) unterliegen gem. §§ 16 - 21 Denkmalschutz und -pflegegesetz Rhein-
land-Pfalz der Meldepflicht an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Archäologie, 
Außenstelle Koblenz, Niederberger Höhe 1, in Koblenz. Diese ist rechtzeitig (mindestens 
2 Wochen vorher) über den Beginn von Erdarbeiten zu informieren. Die Baubeginnanzeige 
ist zu richten an landesarchaeologie-koblenz@gdke.rlp.de oder telefonisch 0261 – 6675 
3000. 
 
Feuerschutz 
Als zulässige Bauart müssen feuerbeständige oder hochfeuerhemmende Umfassungen und 
harte Bedachungen verwendet werden. 
 
Artenschutz 
Zur Vermeidung der Betroffenheit von besonders geschützten Arten gemäß den Verbots-
tatbeständen nach § 44 BNatSchG sind Gehölzrodungen und Baufeldräumung nur außer-
halb der Brutzeit gemäß den Zeitvorgaben in § 39 Abs. 5 BNatSchG (zwischen 01. Okto-
ber und 28/29. Februar) durchzuführen. 
 


